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Beschlussvorschlag: 
Der Ortsgemeinderat beschließt, 
 

1.) den Auftrag für die nötigen Arbeiten zur Errichtung öffentlich zugänglicher La-

deinfrastruktur für Elektrofahrzeuge und dessen Betrieb nach erfolgter Aus-

schreibung an den wirtschaftlichsten Bieter zu erteilen. 

 

2.) den Ortsbürgermeister zu ermächtigen, den Auftrag für die zuvor aufgeführten 
Arbeiten sowie den Betrieb an den Bieter mit dem gesamtwirtschaftlichsten 
Angebot zu erteilen. Sollten jedoch die geschätzten Kosten gemäß beigefüg-
ter Kostenschätzung um mehr als 10 % überschritten werden, behält sich der 
Ortsgemeinderat die Vergabeentscheidung vor.  

 
 
 
 
 
Beschluss: 
 
 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 
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Sachverhalt: 
Der Aufbau einer bedarfsgerechten Ladeinfrastruktur ist eine grundlegende Voraus-
setzung für eine weitere Verbreitung der Elektromobilität. Deren Aufbau ist keine 
kommunale Aufgabe der Daseinsvorsorge, sondern liegt grundsätzlich in der Ver-
antwortung der privaten Wirtschaft. Dennoch will die Ortsgemeinde Langenfeld hier 
unterstützend wirken.  
 
Seitens der Ortsgemeinde Langenfeld wurde für die Errichtung je einer Ladesäule 
auf dem Parkplatz an der Kirche (Adenau Straße) und auf dem Parkplatz am Fried-
hof (Mayener Straße) ein Antrag auf Gewährung von Zuwendungen für die Errich-
tung öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge im Rahmen des 
Bundesförderprogramms „Ladeinfrastruktur vor Ort“ gestellt. Seitens der Bundesan-
stalt für Verwaltungsdienstleistungen, Aurich, wurde der Ortsgemeinde Langenfeld 
eine Zuwendung in Höhe von 16.000 Euro gewährt. Die Zusammensetzung der Zu-
wendung ist nachfolgenden Abbildung zu entnehmen.  
 

 
 
 
Zu der Förderung ist anzumerken, dass diese nur die einmaligen Kosten umfasst. Im 
Übrigen ist der Eigenanteil der Ortsgemeinde Langenfeld abhängig vom Ausschrei-
bungsergebnis, da dem Förderantrag von der Ortsgemeinde geschätzte Kosten zu-
grunde liegen. Im laufenden Betrieb fallen weitere Kosten von ca. 1.000 Euro jährlich 
pro Ladesäule an. Die laufenden Kosten fallen an für den Betrieb und die Wartung 
der Ladesäulen. Der Zweckbindungszeitraum gemäß Bewilligungsbescheid beträgt 
sechs Jahre. 
 
In einem ersten Schritt wurden seitens der Verbandsgemeindeverwaltung die beiden 
Standorte für die Ladeinfrastruktur innerhalb der Ortslage Langenfeld auf der Home-
page https://flaechentool.de/ eingestellt. Bei dem FlächenTOOL handelt es sich um 
eine Webapplikation, die den Aufbau von Ladeinfrastruktur in Deutschland durch die 
Identifizierung geeigneter Liegenschaften unterstützt. So können u.a. Liegenschaften 
gemeldet bzw. Investoren Standorte für den geplanten Aufbau von Ladeinfrastruktur 
angeboten werden. Leider hat sich kein Investor für die beiden Ladesäulen gemeldet, 
sodass eine Errichtung durch einen privaten Investor nicht möglich ist.  
 
 

https://flaechentool.de/
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Mit Blick auf den Bewilligungszeitraum ist nunmehr eine Beschlussfassung durch den 
Ortsgemeinderat Langenfeld erforderlich. Seitens der Zentralen Vergabestelle wird 
empfohlen, vor Beginn des Vergabeverfahrens folgenden Beschluss des Ortsge-
meinderates einzuholen, um später bei der Wertung der Angebote den Zeitdruck aus 
dem vorterminierten Vergabetermin zu nehmen: 
Der Ortsbürgermeister wird ermächtigt, den Auftrag im Rahmen der bereitgestellten 
Haushaltsmittel an den Bieter mit dem wirtschaftlichsten Angebot zu erteilen. Dem 
Ortsgemeinderat wird in der nachfolgenden Sitzung die Vergabeentscheidung mitge-
teilt. Wenn jedoch die o. g. Kosten um mehr als 10 % überschritten werden, behält 
sich der Ortsgemeinderat die Entscheidung vor. 
 
 
Der Ortsgemeinderat Langenfeld wird um Beratung und Beschlussfassung gebeten. 
 
 
 
 

 

Finanzielle Auswirkungen? 
 

 Ja  Nein 

 
    

Veranschlagung 

 Nein 

 
 Ja, mit 

 € 

 

Ergebnishaushalt 
  2023 

Finanzhaushalt  
 2023 

Buchungsstelle: 

 
 
 
Anlagen: 
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